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Präsident der Bürgerschaft

An die Mitglieder

der Bürgerschaft

18. Februar 2014

E i n l a d u n g

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich erlaube mir, Sie zur 53. Sitzung der Bürgerschaft der Hansestadt Wismar (Wahlperiode 
2009-2014) am

Donnerstag, den 27.02.2014, 17:00 Uhr

in den Bürgerschaftssaal im Rathaus, Am Markt 1, 23966 Wismar, einzuladen.

T a g e s o r d n u n g :

Öffentlicher Teil

1 Begrüßung durch den Präsidenten der Bürgerschaft

2 Einwohnerfragestunde

3 Eröffnung / Feststellung der Beschlussfähigkeit

4 Personelle Veränderungen in den Ausschüssen

5 Genehmigung des Protokolls der Sitzung vom 30.01.2014

6 Mitteilungen des Präsidenten der Bürgerschaft

7 Mitteilungen des Bürgermeisters

8 Anträge des Bürgermeisters

8.1 Grundsatzentscheidungen  zur Vorplanung 2.Bauabschnitt 
"Umnutzung des ehemaligen Kasernengebäudes zum Technischen 
Landesmuseum -phanTHECHNIKUM-", Lübsche Burg in Wismar

VO/2014/0841

8.2 Bauleitplanung der Hansestadt Wismar -Bebauungsplan Nr. 26/92 
Wohngebiet Zierower Weg, 2. Änderung
Öffentliche Auslegung
Ziel der Planung: Änderung ausgewählter Festsetzungen

VO/2014/0842

8.3 Verschmelzung Wohnungsbaugesellschaft mbH der Hansestadt 
Wismar /Sanierungsgesellschaft Hansestadt Wismar mbH

VO/2014/0838

8.4 Besetzung zweier Sitze des Aufsichtsrates der 
Wirtschaftsförderungsgesellschaft Wismar mbH

VO/2014/0848

9 Anträge der Fraktionen und Bürgerschaftsmitglieder
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9.1 Ehrenamtspass
Fraktion DIE LINKE.

VO/2014/0851

9.2 Umsetzung der Beschlüsse zur Tourist-Information und zum 
Welterbe-Zentrum
FÜR-WISMAR-Fraktion

VO/2014/0852

9.3 Erhalt Sportgebäude Kagenmarkt SV Schiffahrt und Hafen 61 e.V.
Interfraktionell
FWF; DIE LINKE.; FDP; BF; BM Jörss

VO/2014/0853

10 Anfragen der Fraktionen und Bürgerschaftsmitglieder

Nicht öffentlicher Teil

11 Anfragen und Anträge

11.1 Vergabe von Bauleistungen über 250 Tsd. € gemäß Hauptsatzung VO/2013/0836

11.2 Anschaffung einer Kompaktkehrmaschine als Ersatzinvestition VO/2014/0840

11.3 Verpachtung der gastronomisch nutzbaren Flächen im "Weinberg" 
mit Wirkung zum 01. April 2014 für die Laufzeit von 10 Jahren

VO/2014/0844

11.4 Prüfung der Verwendung von Haushaltsmitteln für Gerichts- und 
Anwaltskosten in der Bürgerfraktion

VO/2014/0845

Öffentlicher Teil

12 Bekanntgabe der in nicht öffentlicher Sitzung gefassten Beschlüsse

Nach § 13 (1) der Geschäftsordnung der Bürgerschaft findet im Falle einer Vertagung die
Fortsetzung dieser Sitzung am darauf folgenden Donnerstag um 17.00 Uhr am selben Ort 
statt.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Gerd Zielenkiewitz
Präsident der Bürgerschaft



Nr.: VO/2014/0841

Status: öffentlich

Datum: 22.01.2014

Verfasser: Herr Jandt

Vorlage

Federführend:
10.6 Abt. Gebäudemanagement

Beteiligt:
I Bürgermeister
III Senator
1 Büro der Bürgerschaft
20.1 Abt. Kämmerei

Grundsatzentscheidungen  zur Vorplanung 2.Bauabschnitt "Umnutzung 

des ehemaligen Kasernengebäudes zum Technischen Landesmuseum -

phanTHECHNIKUM-", Lübsche Burg in Wismar

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 18.02.2014 Bauausschuss zur Kenntnis

Öffentlich 18.02.2014 Finanz- und Liegenschaftsausschuss Vorberatung

Öffentlich 27.02.2014 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Nachdem die Vorplanung zum 2. Bauabschnitt vorliegt, ergeben sich in der Folge drei 
Möglichkeiten des weiteren Vorgehens, aus denen letztlich durch Beschluss der Bürgerschaft 
diejenige zu wählen ist, die nunmehr durch Verwaltung umzusetzen ist:

Variante A.
Die Bürgerschaft bestätigt die Vorplanung zum 2. Bauabschnitt bestehend aus den 
Bauteil 1 (Ausstellungsbereich) und Bauteil 5 (Depot) mit einem 
Gesamtkostenrahmen in Höhe von 5.011.200,00 EURO (Gebäudekosten) und 
1.116.820,00 EURO (Museumsausstattung), insgesamt 6.128.020,00 EURO, als 
Grundlage für die Einwerbung von Fördermitteln und die Berücksichtigung dieser 
Baumaßnahme in die Investitionsplanung ab dem Jahre 2018. Ausgehend vom 
Zeitpunkt der Realisierung sind die geschätzten Kosten anzupassen.

Variante B.
Die Bürgerschaft beschließt:

1. Um erforderliche Raumkapazitäten für das phanTECHNIKUM zu schaffen, 
werden die „Reithalle“ als Depot und das „Haus des Gastes“ als 
Verwaltungsbereich dem Technischen Landesmuseum langfristig im Rahmen 
eines Pachtvertrages zur Nutzung überlassen.
 
2. Durch die unter Ziffer 1. langfristig zur Verfügung gestellten Raumkapazitäten 
wird auf den in der Vorplanung vorgesehenen Neubau eines Depots im Bauteil 5 
verzichtet. Damit reduziert sich der Gesamtkostenrahmen für die so anzupassende 



Vorplanung von 5.011.200,00 EURO um ca. 1Mio. EURO, so dass sich zuzüglich 
der 1.116.820,00 EURO (Museumsausstattung),  ein Gesamtkosten von 
5.128.020,00 EURO nach dem heutigen Kostenstand ergibt. Die so angepasste 
Vorplanung und der damit anzupassende Gesamtkostenrahmen wird durch die 
Bürgerschaft als Grundlage für die Einwerbung von Fördermitteln und die 
Berücksichtigung dieser Baumaßnahme in die Investitionsplanung ab dem Jahre 
2018 bestätigt. Ausgehend vom Zeitpunkt der Realisierung sind die Kosten 
anzupassen.

Variante C.
Mit der langfristigen Verpachtung der „Reithalle“ als Depot und des „Haus des 
Gastes“ als Verwaltungsbereich an das Technische Landesmuseum GmbH sieht 
die Bürgerschaft die Realisierung des phanTECHNIKUMs als abgeschlossen an. 
Der 2. Bauabschnitt wird nicht mehr umgesetzt.

Begründung:

1. In der Bürgerschaftssitzung vom 27.9.2012 -Drucksache 0599-37/12- wurde festgelegt, 
dass der  2. Bauabschnitt grundsätzlich zur Umsetzung des Museumskonzeptes zu realisieren 
und  der bisher nicht sanierten Gebäudeteil abzureißen ist (Nr. 1 und Nr. 2 des Beschlusses). 
Ferner wurde der Unterzeichner beauftragt, die Realisierbarkeit des 2. Bauabschnittes als 
Neubau mit einem vorgegebenen Kostenrahmen von maximal 5 Mio. € (ohne Abbruchkosten 
und Museumsausstattung) zu prüfen (Nr. 3 des Beschlusses). Nach Nr. 5 des Beschlusses soll 
die Vorplanung des 2. Bauabschnittes der Bürgerschaft mit einer Kostenschätzung und 
Wirtschaftlichkeitsberechnung erneut zur Entscheidung vorgelegt werden.

2. Der Abbruch ist erfolgt. Das verbleibende unsanierte Gebäudeteil an der Schnittkante kann 
aus statischen Gründen nicht abgerissen werden. Es wird zur Zeit geprüft, ob für dieses 
Gebäudeteil im Rahmen des 1. Bauabschnittes Städtebaufördermittel eingesetzt werden 
können.  Hierzu ist noch ein Abstimmungsgespräch im Ministerium für Wirtschaft, Bau und 
Tourismus erforderlich.

3. Der Prüfauftrag der Bürgerschaft zur Realisierbarkeit des 2. Bauabschnittes als Neubau mit 
einem vorgegebenen Kostenrahmen von maximal 5 Mio. EURO (ohne Abbruchkosten und 
Museumsausstattung) ist im Rahmen einer Vorplanung mit Kostenschätzung umgesetzt 
worden (siehe Anlage).

 Die Vorplanung beinhaltet grundsätzlich im Bauteil 1 den 3-geschossigen 
Ausstellungsbereich, im Bauteil 5 das 2-geschossige Depot sowie die Ergänzung der 
Außenanlagen. Die Vorplanung  weist 5.011.200,00 EURO Gebäudekosten und 1.116.820,00 
EURO Museumsausstattung aus. Damit ergeben sich Gesamtkosten in Höhe von 
6.128.020,00 EURO.

Der in der ursprünglichen Planung vorgesehene Verwaltungsbereich im Bauteil 1 ist in der 
aktuellen Vorplanung nicht berücksichtigt worden, da die Verwaltung des Technischen 
Landesmuseums bereits das „Haus des Gastes“ nutzt.

4. Finanzierungszeitraum:
Die Investitionen des 2. BA sind im Nachtragshaushalt 2013 und damit auch im 
Investitionsnachtrag 2013 nicht aufgeführt. Angesichts des vorliegenden 
Haushaltssicherungskonzeptes mit einer Laufzeit von 2013 bis 2018 und des 
Investitionsnachtrages bis zum Jahre 2017 ist eine Realisierung des 2. BA schon aus 



Haushaltsgründen erst ab dem Jahr 2018 möglich. Insofern ist die Finanzierung der 
Maßnahme nicht gesichert. Die mit der Vorplanung ermittelten Kosten sind bei späterer 
Realisierung erneut zu prüfen und den Entwicklungen (Preisindizes, Honorartabellen) 
anzupassen. Die Verwaltung beabsichtigt aus vorgenannten Gründen den bestehenden 
Fördermittelantrag (GA) nicht zu aktualisieren.

 5. Wirtschaftlichkeitsberechnung
Ferner sollte eine Wirtschaftlichkeitsberechnung vorgelegt werden. Nach § 9 Abs. 1 
GemHVO M-V  ist vorgeschrieben, dass,  bevor Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen von erheblicher finanzieller Bedeutung beschlossen und 
im Finanzhaushalt ausgewiesen werden, unter mehreren in Betracht kommenden 
Möglichkeiten ein Wirtschaftlichkeitsvergleich, zumindest durch einen Vergleich der 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten und der Folgekosten, anzustellen, um die für die 
Gemeinde wirtschaftlichste Lösung zu ermitteln.
Ausgehend von der Tatsache, dass Handlungsgrundlage für die Festsetzung des Mietzinses 
für das gesamte Objekt phanTECHNIKUM der Bürgerschaftsbeschluss vom 30.08.2007 
(Drucksache Nr. 0410-34 / 07) ist, der eine reduzierte Miete von 5.000 € jährlich vorsieht, 
können durch die zusätzlichen Baumaßnahmen keine höheren Einzahlungen/Erträge aus der 
Vermietung an die TLM GmbH, an der die Hansestadt Wismar zu 50 % beteiligt ist, erzielt 
werden. Durch die zusätzlich Maßnahmen wird der jährlich Aufwand (Berücksichtigung der 
Abschreibungen) sogar voraussichtlich höher ausfallen. Mögliche Mehreinnahmen durch eine 
Attraktivitätssteigerung des Museums mit der Vergrößerung der Ausstellung (mehr Besucher 
und höhere Eintrittspreise) werden der TLM GmbH zu gute kommen. Hier muss allerdings 
darauf hingewiesen werden, dass aus der Förderpraxis des Bildungsministeriums bisher nicht 
entnommen werden kann, dass hier eine dauerhafte Unterstützung bei den Betriebskosten als 
gesichert betrachtet werden kann. Daher erscheint eine Erhöhung der Miete nicht möglich.

 6. Zum Entscheidungsvorschlag

6.1. Die erste Variante enthält die volle Umsetzung der Planung.

6.2. Die zweite Variante reduziert die vorgesehene Planung und trägt der finanziellen 
Situation Rechnung. Die geschätzten Kosten könnten durch den Verzicht auf das Depot 
reduziert werden. Damit wäre aber eine langfristige Unterbringung dieser Bereiche, die im 2. 
BA angesiedelt waren, notwendig. Dies stellt sich durch die Verschiebung der Baumaßnahme 
ohnehin jetzt schon problematisch dar, weshalb auch die Nutzung der angrenzenden 
„Reithalle“ als Depotgebäude durch das Technische Landesmuseum Möglich wäre. In diesem 
Falle könnte das in der Vorplanung als Bauteil 5 enthaltene Depot entfallen. Die „Reithalle“ 
als Depot wäre grundsätzlich nutzbar und ermöglicht den Freizug der bisher vom Technischen 
Landesmuseum genutzten Liegenschaft Bürgermeister-Hauptstraße 25 (ehemalige 
Berufsschule) und „Glashaus“ im Bürgerpark. Es ist dabei zu berücksichtigen, dass die Halle 
zur Zeit nicht beheizt werden kann und das Hallendach nicht gedämmt ist. Für eine effektive 
Einlagerung von Museumsgegenständen werden Regalsysteme erforderlich. Diesbezügliche 
Kosten sind noch zu ermitteln.

Die vorgenannten Gebäudekosten von 5.011.200,00 EURO können um ca. 1 Mio. EURO 
reduziert werden, sodass zuzüglich der Kosten für die Museumsausstattung von 1.116.820,00 
EURO  insgesamt 5.128.020,00 EURO zu finanzieren wären.  

6.3. Als dritte Variante kommt auch der vollständige Verzicht auf die weitere Realisierung 
des 2. Bauabschnittes unter Nutzung der anderweitigen Unterbringungsmöglichkeiten in 
Betracht.
 Die jetzigen „Provisorien“ im Bereich der Außenanlagen (Grundstückseinzäunung bzw. 



Böschungssicherung am Bauteil 4 durch Betonblöcke und die Baustraßeneinzufahrt vom 
Kreisverkehr zum Innenhof hätten dann Bestand.

Finanzielle Auswirkungen (Alle Beträge in Euro):

Durch die Umsetzung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen voraussichtlich folgende 
finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt:

Keine finanziellen Auswirkungen
x Die finanzielle Auswirkungen sind abhängig von der 

gewählten Variante und werden im Wesentlichen erst in 
den Haushaltsjahren ab 2018 entstehen, so dass gem. 
Ziffern 1 – 3 keine Angaben gemacht werden können.

1. Finanzielle Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr
Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe 

von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei Bedarf):

2. Finanzielle Auswirkungen für das Folgejahr / für Folgejahre

Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe 

von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von



Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei Bedarf):

3. Investitionsprogramm
Die Maßnahme ist keine Investition
Die Maßnahme ist im Investitionsprogramm enthalten
Die Maßnahme ist eine neue Investition

4. Die Maßnahme ist:
neu

x freiwillig
x eine Erweiterung

Vorgeschrieben durch:

Anlage/n:
- Erläuterungen; Lageplan; Fassadenansichten; Grundrisse EG, OG, DG

Der Bürgermeister

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)























Nr.: VO/2014/0842

Status: öffentlich

Datum: 24.01.2014

Verfasser: Prante, Beate

Vorlage

Federführend:
60.2 Abt. Planung

Beteiligt:
I Bürgermeister
II Senator
02 Stabsstelle Stadtentwicklung und Welterbe
10.1 Abt. Liegenschaften
10.5 Abt. Recht und Vergabe
20.1 Abt. Kämmerei
32.1 Abt.Verkehr
32.5 Abt. Brandschutz
60 BAUAMT
60.1 Abt. Bauordnung
60.3 Sanierung und Denkmalschutz
68 Entsorgungs- und Verkehrsbetrieb

Bauleitplanung der Hansestadt Wismar

Bebauungsplan Nr. 26/92 Wohngebiet Zierower Weg, 2. Änderung

Öffentliche Auslegung

Ziel der Planung: Änderung ausgewählter Festsetzungen

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 10.02.2014 Bauausschuss Vorberatung

Öffentlich 27.02.2014 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Die Bürgerschaft beschließt die öffentliche Auslegung des Bebauungsplanentwurfes Nr. 26/92 
„Wohngebiet Zierower Weg“, 2. Änderung in der vorliegenden Form (siehe Anlage) gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB für die Dauer eines Monats.

Begründung:
Der vorliegende  Planentwurf wurde auf Grundlage des von der Bürgerschaft der Hansestadt Wismar 
am 29.08.2013 gefassten Beschlusses (Beschluss-Nr. VO/2013/0721) zur 2. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 26/92 „Wohngebiet Zierower Weg“ erarbeitet.
Das Änderungsverfahren zur 2. Änderung erfolgt als vereinfachtes Verfahren gemäß § 13 BauGB. 
Entsprechend § 13 Abs. 3 BauGB wird im vereinfachten Verfahren von einer Umweltprüfung nach § 2 
Abs. 4 BauGB, von einem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 
BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind sowie von der 
zusammenfassenden Erklärung nach § 6 Abs. 5 Satz 3und § 10 Abs. 4 BauGB abgesehen.
Bei der Erarbeitung des Planentwurfes waren o.g. Fachämter der Hansestadt Wismar beteiligt 
(Verwaltungsinterne Beteiligung).
Abstimmungen zum Planentwurf mit den für das Planvorhaben relevanten Behörden und sonstigen 
Trägern öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB sind bereits erfolgt.
Der Plan bestehend aus der Planzeichnung Teil A und dem Text Teil B (Anlage 1) ist nun mit der 
Entwurfsbegründung (Anlage 2) gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich auszulegen.



Finanzielle Auswirkungen (Alle Beträge in Euro):

Durch die Umsetzung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen voraussichtlich folgende 
finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt:

X Keine finanziellen Auswirkungen
Finanzielle Auswirkungen gem. Ziffern 1 - 3

1. Finanzielle Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr
Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei Bedarf):

2. Finanzielle Auswirkungen für das Folgejahr / für Folgejahre

Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei Bedarf):

3. Investitionsprogramm
Die Maßnahme ist keine Investition



Die Maßnahme ist im Investitionsprogramm enthalten
Die Maßnahme ist eine neue Investition

4. Die Maßnahme ist:
X neu
X freiwillig

eine Erweiterung
Vorgeschrieben durch:

Anlage/n: 1 und 2
           

Der Bürgermeister

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)

























Nr.: VO/2014/0838

Status: öffentlich

Datum: 15.01.2014

Verfasser: Vehlhaber, Siegfried

Vorlage

Federführend:
03 Beteiligungsverwaltung

Beteiligt:
10 AMT FÜR ZENTRALE DIENSTE

Verschmelzung Wohnungsbaugesellschaft mbH der Hansestadt Wismar 

/Sanierungsgesellschaft Hansestadt Wismar mbH

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 04.02.2014 Ausschuss für Wirtschaft und kommunale Betriebe Vorberatung

Öffentlich 27.02.2014 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag: 

I. Die Bürgerschaft beschließt die Verschmelzung im Wege der Aufnahme durch Übertragung 
des Vermögens der Sanierungsgesellschaft Hansestadt Wismar mbH als Ganzes auf die 
Wohnungsbaugesellschaft mbH der Hansestadt Wismar.

II. Die Bürgerschaft beschließt,

1. auf die Versendung des Verschmelzungsvertrages gem.  § 47 Umwandlungsgesetz 
(UmwG)

2. auf die Auslegung der Jahresabschlüsse und der Lageberichte der an der Verschmelzung 
beteiligten Rechtsträger für die letzten drei Jahre

3. auf die Erstellung eines Verschmelzungsberichtes im Sinne von § 8 Umwandlungsgesetz

4. auf die Durchführung einer Verschmelzungsprüfung

5. die Gewährung von Geschäftsanteilen nach § 54 Abs. 1 Satz 3 Umwandlungsgesetz  

6. auf die Klageerhebung gegen Verschmelzungsbeschlüsse

zu verzichten.

Der Bürgermeister wird beauftragt, die entsprechenden Erklärungen in notariell 
beurkundeter Form abzugeben.

III.Der Bürgermeister wird beauftragt, den Verschmelzungsvertrag in der als Anlage 
beigefügten Fassung abzuschließen.

 



Begründung:

Zu I.
Mit der Bürgerschaftsvorlage Drucksache Nr. 0603-37/12 wurde der Bürgermeister beauftragt, die 
Übertragung der Sanierungsgesellschaft durch Verschmelzung oder in anderer geeigneter Weise auf 
die Wohnungsbaugesellschaft mbH zu prüfen und der Bürgerschaft die erforderlichen Rechtsgeschäfte 
zur Bestätigung vorzulegen.
                                              
Als mögliche Handlungsoptionen kamen folgende Möglichkeiten einer Zusammenführung in 
Betracht:
• Verschmelzung der Sanierungsgesellschaft auf die Wohnungsbaugesellschaft,
• Verschachtelung beider Gesellschaften, d.h. die Sanierungsgesellschaft als alleinige oder 
anteilige Tochtergesellschaft der Wohnungsbaugesellschaft,
• Geschätsführungs/-besorgungsvertrag zwischen der Wohnungsbaugesellschaft und der 
Sanierungsgesellschaft, so dass die Geschäfte der Sanierungsgesellschaft seitens der  
Wohnungsbaugesellschaft geführt werden.      

Die Prüfung der möglichen Handlungsoptionen wurde durch die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
WIKOM vorgenommen. Über das Ergebnis wurde die Bürgerschaft ausführlich mit Bericht/Antwort 
vom 25.07.2013 unterrichtet.
Die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft kam in ihrem Prüfungsbericht unter Bewertung der Verhältnisse 
aus der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage sowie der steuerrechtlichen Problematik zu folgenden 
Aussagen:

Aus der derzeitigen Vermögens-, Finanz- und Ertragslage sowie der strukturellen Entwicklung der 
verbleibenden Liegenschaften der Sanierungsgesellschaft wird deutlich, dass:

• das Geschäftsmodell separat ohne die Bereitstellung von zusätzlichem 
Kapital/Liquidität auch bei Erreichen einer geringen positiven Ertragslage sich nicht trägt,
• die Sanierungsgesellschaft, um ihren Bestand nicht zu gefährden, auf die 
Zuwendung des Gesellschafters, der Hansestadt Wismar, weiter angewiesen sein wird,
• auch im Rahmen einer Geschäftsbesorgung durch die 
Wohnungsbaugesellschaft sich dies dem Grunde nach nicht ändern wird.                 

                    
Für eine Verschmelzung beider Gesellschaften sprechen nach Sicht der Wirtschaftsprüfer folgende 
Tatsachen:

1. Die Hansestadt Wismar verfügt mit der Wohnungsbaugesellschaft über eine gut 
aufgestellte Gesellschaft, die ohne Weiteres den ihr artverwandten Gegenstand des 
Unternehmen der Sanierungsgesellschaft ausfüllen kann. Insofern ist es sinnvoll, auch die 
Kosten für die separate Aufrechterhaltung einer Körperschaft des privaten Rechts 
einzusparen und die Sanierungsgesellschaft umwandlungsrechtlich auf die 
Wohnungsbaugesellschaft zu verschmelzen.

2. Eine Verschmelzung führt zukünftig zum Ersparen von Prüfungs-, Rechts- und 
Beratungs- sowie Verwaltungskosten und trägt damit zu einer nachhaltigen Verbesserung der 
Ergebnisbeiträge bei.

3. Die verbleibenden Synergien bzw. Einsparungen bei der Immobilienbewirtschaftung 
lassen sich bei einer direkten innerbetrieblichen Einflussnahme am ehesten erzielen. 
Insbesondere durch eine abgestimmte Bestandswirtschaft sind Investitions- und 
Instandhaltungsmaßnahmen, die sonst nicht durchführbar wären, möglich und führen 
insgesamt zu einer optimierteren Immobilienbewirtschaftung.

4. Die Wohnungsbaugesellschaft verfügt bei den kreditgebenden Banken über ein sehr 
gutes Rating (Bonität), welches sich bei einer Verschmelzung auch für die 
Kreditfinanzierung der Kredite der Sanierungsgesellschaft nutzen lässt und damit Vorteile in 
der Kreditfinanzierung entstehen.



5. Bei einer Verschmelzung wird davon ausgegangen, dass Kosteneinsparungen durch 
Miterledigung von entsprechenden Aufgaben durch die Mitarbeiter der 
Wohnungsbaugesellschaft und geringerer Fremdleistungsinanspruchnahme Einsparungen 
von bis zu 40 T€ p.a. realisierbar sind.

6. Die Wohnungsbaugesellschaft aufgrund ihrer Größe sowie der Gesamtschau des 
Immobilienbestandes grundsätzlich besser in der Lage ist, ein ausgewogenes und tragfähiges 
Liquiditäts- und Tilgungsmanagement unter Berücksichtigung einer nachhaltig positiven 
Entwicklung der Immobilien vorzunehmen.

7. Mit der Verschmelzung es zum Wegfall notwendiger Zuwendungen des 
Gesellschafter HWI zur Liquiditätsstärkung kommen wird.

Steuerrechtlich löst der Vorgang der Verschmelzung Grunderwerbssteuer aus. Zur Minimierung dieser 
war zu prüfen, inwieweit durch weitere Veräußerungen einzelner Liegenschaften an Dritte bis zum 
Verschmelzungszeitpunkt die Auswirkungen aus der Grunderwerbssteuer noch reduziert werden 
können. Im Ergebnis dieser Prüfung konnte die Tiefgarage in der Papenstraße an den EVB zur 
weiteren Bewirtschaftung noch in 2013 übertragen werden.
                                              
Abschließend wird seitens der Wirtschaftsprüfer eingeschätzt, dass die nachhaltigen 
Kosteneinsparungen durch eine zeitnahe Verschmelzung und eine Konsolidierung der Ressourcen 
nach dem tatsächlichen Bedarf innerhalb der Wohnungsbaugesellschaft mbH höher zu bewerten sind 
als die steuerlichen Nachteile.
In Erkenntnis der vorstehenden Ausführungen ist nunmehr vorgesehen, die Verschmelzung 
rückwirkend zum 01.01.2014 vorzunehmen.
Die Aufsichtsräte beider Gesellschaften haben der Verschmelzung der Sanierungsgesellschaft auf die 
Wohnungsbaugesellschaft zugestimmt.                                       

Zu II.
Nach den Bestimmungen des Umwandlungsgesetzes (UmwG) stehen den Beteiligten an einem 
Verschmelzungsverfahren bestimmte Rechte zu, die der Absicherung der jeweiligen eigenen 
Interessen dienen.
                                              
Im Falle der Verschmelzung der Sanierungsgesellschaft Wismar mbH mit der 
Wohnungsbaugesellschaft Wismar mbH sind die beteiligten Gesellschafter in beiden Gesellschaften 
die Hansestadt Wismar. Diese hält an beiden Gesellschaften jeweils 100 % der Anteile am 
Stammkapital. Mit der Verschmelzung erfolgt keine Änderung der Anteile an der fusionierten 
Gesellschaft. Die einvernehmliche Interessenlage ist daher gegeben.
                                              
Dies eröffnet die Möglichkeit auf die Wahrnehmung bestimmter Rechte aus dem Umwandlungsgesetz 
zu verzichten und damit eine zügigere Umsetzung des Verschmelzungsbeschlusses zu erreichen. Um 
die Verschmelzung noch im Jahr 2014 mit Rückwirkung auf den 01.01.2014 wirksam werden zu 
lassen, muss als spätester Termin zur Anmeldung der Verschmelzung bei Gericht der 01.08.2014 
eingehalten werden.
                                              
Die Verzichte auf diese Rechte sind in einer Gesellschafterversammlung zu erklären und z.T. bei 
Abschluss des Verschmelzungsvertrages notariell zu beurkunden.
                                              
Zu III.
Der Verschmelzungsvertrag ist notariell zu beurkunden.
Nach § 22 Abs. 3 Nr. 10 der Kommunalverfassung M-V ist die Entscheidung über die Errichtung, 
Übernahme, wesentliche Änderung der Aufgaben, wesentliche Erweiterung oder Einschränkung, 
Änderung der Organisationsform und Auflösung kommunaler Unternehmen und Einrichtungen sowie 
Beteiligungen an Unternehmen und Einrichtungen der Bürgerschaft vorbehalten.
Damit durch den nach § 71 zuständigen gesetzlichen Vertreter der Hansestadt Wismar in der 
Gesellschafterversammlung, den Bürgermeister, die entsprechenden Erklärungen abgegeben werden 
können und der Verschmelzungsvertrag abgeschlossen werden kann, ist eine Handlungsvollmacht 
erforderlich.                                               
                                              



Die Beschlüsse der Bürgerschaft sind gemäß § 77 Kommunalverfassung der Kommunalaufsicht 
anzuzeigen, sofern die Verschmelzung zu einer wesentlichen Erweiterung oder einer wesentlichen 
Änderung der Aufgaben der Wohnungsbaugesellschaft führt. Maßgeblich hierfür sind die bei der 
Wohnungsbaugesellschaft zum Zeitpunkt vor der Verschmelzung hinsichtlich Art und Umfang der 
Aufgabenwahrnehmung bestehenden Verhältnisse. Da die Wohnungsbaugesellschaft bereits heute 
sowohl Aufgaben der Wohnungsverwaltung und -bewirtschaftung als auch Sanierungsaufgaben 
wahrnimmt, ist die Einleitung eines Anzeigeverfahrens nicht erforderlich.

Finanzielle Auswirkungen (Alle Beträge in Euro):

Durch die Umsetzung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen voraussichtlich folgende 
finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt:

                 X Keine finanziellen Auswirkungen
Finanzielle Auswirkungen gem. Ziffern 1 - 3

1. Finanzielle Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr
Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei Bedarf):

2. Finanzielle Auswirkungen für das Folgejahr / für Folgejahre

Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung



Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert
Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei Bedarf):

3. Investitionsprogramm
Die Maßnahme ist keine Investition
Die Maßnahme ist im Investitionsprogramm enthalten
Die Maßnahme ist eine neue Investition

4. Die Maßnahme ist:
               X neu
               X freiwillig

eine Erweiterung
Vorgeschrieben durch:

Anlage/n: Verschmelzungsvertrag

Der Bürgermeister

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)















Nr.: VO/2014/0848

Status: öffentlich

Datum: 11.02.2014

Verfasser: Jeske, Claudia

Vorlage

Federführend:
03 Beteiligungsverwaltung

Beteiligt:

Besetzung zweier Sitze des Aufsichtsrates der 

Wirtschaftsförderungsgesellschaft Wismar mbH

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 27.02.2014 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Bürgerschaft bestellt mit sofortiger Wirkung die nachstehenden Personen in den Aufsichtsrat der 
Wirtschaftsförderungsgesellschaft Wismar mbH:

1. __________________

2. __________________

Begründung:

Die Bürgerschaft hat in ihrer Sitzung am 28.11.2013 die Vorlage zur 
Wirtschaftsförderungsgesellschaft Wismar mbH – Übertragung von Gesellschaftsanteilen/ Neufassung 
des Gesellschaftsvertrages (VO/2013/0790) beschlossen.

Die Hansestadt Wismar ist nunmehr alleinige Gesellschafterin. Die bisherige Mitgesellschafterin - die 
Sparkasse Mecklenburg – Nordwest hatte ihre Gesellschaftsanteile i.H.v. 24 % des Stammkapitals der 
Hansestadt Wismar angeboten. Die Hansestadt Wismar hat dieses Angebot auf der Gesellschafter-
versammlung der Wirtschaftsförderungsgesellschaft am 18. Dezember 2013 angenommen.

Der Gesellschaftsvertrag sieht unter § 9 Abs. 2 eine Anzahl von 5 Aufsichtsratsmitgliedern vor, die 
durch die Gesellschafterin entsandt werden.

Derzeit gehören dem Aufsichtsrat als Vertreter der Hansestadt Wismar die nachstehenden Personen 
an:
– CDU – Fraktion: Herr Lüdemann, Horst
– Fraktion DIE LINKE: Frau Prof. Dr. Wienecke, Marion
– FDP – Fraktion: Herr Manthey, Peter.

Mit der Übernahme der Gesellschaftsanteile der Sparkasse Mecklenburg – Nordwest sind nun
zwei Sitze des Aufsichtsrates durch die Hansestadt Wismar nach zu besetzen.



Die Bestellung der Vertreter erfolgt gemäß § 71 Abs. 1 und 2 der Kommunalverfassung für das Land 
Mecklenburg – Vorpommern (KV M-V) nach den Grundsätzen der Verhältniswahl.

Aus den Fraktionen der Bürgerschaft der Hansestadt Wismar wurden folgende Personen 
vorgeschlagen:

– SPD – Fraktion: Frau Gustke, Elke
– CDU – Fraktion: Herr Rakow, Sigfried
– FÜR – WISMAR – Fraktion: Herr Klein, Tommy.

Finanzielle Auswirkungen (Alle Beträge in Euro):

Durch die Umsetzung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen voraussichtlich folgende 
finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt:

X Keine finanziellen Auswirkungen
Finanzielle Auswirkungen gem. Ziffern 1 - 3

1. Finanzielle Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr
Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei Bedarf):

2. Finanzielle Auswirkungen für das Folgejahr / für Folgejahre

Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung



Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei Bedarf):

3. Investitionsprogramm
X Die Maßnahme ist keine Investition

Die Maßnahme ist im Investitionsprogramm enthalten
Die Maßnahme ist eine neue Investition

4. Die Maßnahme ist:
X neu
X freiwillig

eine Erweiterung
Vorgeschrieben durch:

Anlage/n:

Der Bürgermeister

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)



Nr.: VO/2014/0851

Status: öffentlich

Datum: 14.02.2014

Verfasser: Fraktion DIE LINKE.

Vorlage

Federführend:
Fraktion DIE LINKE.

Beteiligt:
1 Büro der Bürgerschaft

Ehrenamtspass

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 27.02.2014 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar beschließt, die Einführung eines 
Ehrenamtspasses, als Anerkennung für ehrenamtliches Engagement.

Begründung:
In vielen Vereinen und Institutionen arbeiten Helferinnen und Helfer mit großem 
Engagement ehrenamtlich. In unserer Stadt stellt dieser ehrenamtliche Einsatz einen 
unverzichtbaren Baustein dar, ohne den viele Projekte in den verschiedensten 
Bereichen nicht denkbar wären.
Der Ehrenamtspass wäre eine Anerkennung des ehrenamtlichen Engagements. Er 
soll ein Dankeschön für die jahrelange Hilfe, Unterstützung und Anstrengung der 
Wismarer Ehrenamtler sein.

Der Ehrenamtspass soll besondere Vergünstigungen in städtischen Einrichtungen 
gewähren,
z.B.: - Theater

- Museen
- Stadtbibliothek
- Musikschule

Unternehmen und Institutionen in der Hansestadt Wismar sind herzlich eingeladen, 
ebenfalls Vergünstigungen anzubieten.

Anlage/n:
- keine

Christa Hagemann
Fraktionsvorsitzende

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)



Nr.: VO/2014/0852

Status: öffentlich

Datum: 14.02.2014

Verfasser: FÜR-WISMAR-Fraktion

Vorlage

Federführend:
FÜR-WISMAR-Fraktion

Beteiligt:
1 Büro der Bürgerschaft

Umsetzung der Beschlüsse zur Tourist-Information und zum Welterbe-

Zentrum

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 27.02.2014 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Die Bürgerschaft bestätigt ihre Beschlüsse zum Welterbe- Zentrum (Nr.0370-21/11) 
und zur Tourist- Information (Nr.0464-26/11).
Der Bürgermeister wird aufgefordert, diese Beschlüsse umzusetzen oder eine 
veränderte Beschlusslage in der Bürgerschaft anzustreben.

Begründung:
Sowohl zum Welterbe-Zentrum, als auch zur Tourist-Information existiert eine 
Beschlusslage. Sollte der Bürgermeister diese Beschlüsse nicht umsetzen können 
oder wollen, ist es unumgänglich in der Bürgerschaft eine neue Beschlusslage 
herbeizuführen.

Anlage/n:
– aktuelle Beschlusslage

(Vorlagen 0370-21/11; 0464-26/11)

Michael Werner
Fraktionsvorsitzender

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)



Sachbearbeitendes Amt:                                               Wismar, den 25.01.2011
Bauordnungs- und Denkmalamt                               Sachbearbeiter: Herr Günter

                 Telefon: 2516043
                 Drucksachen Nr.:

                            Punkt ....... der Tagesordnung

Bürgerschaft der Hansestadt Wismar
z. H. des Präsidenten

V o r l a g e

Gegenstand: Modernisierung / Instandsetzung Lübsche Straße 23 (ehemalige 
Kaufmannskompanie)
hier: Variantenentscheidung zur künftigen Nutzung
Eigentümerin: Hansestadt Wismar

Beschlussvorschlag: Die Modernisierung und Instandsetzung der Gebäude Lübsche Straße 23 
(ehemalige Kaufmannskompanie) ist auf Grundlage des Nutzungskonzeptes der Vorzugsvariante 
weiter vorzubereiten. Die Vorzugsvariante sieht vor, das östliche Giebelhaus einschließlich des 
Kemladens im Erd- und 1. Obergeschoss öffentlich als UNESCO-Welterbe-Besucherzentrum und 
das westliche Giebelhaus im Erdgeschoss zu Bürozwecken und im 1. Obergeschoss zu 
Wohnzwecken zu nutzen.  

Begründung: siehe - Anlage 1
 Variante 1        – Anlage 2
 Variante 1.2        – Anlage 3
 Variante 2   – Anlage 4
 Vorzugsvariante        – Anlage 5

Verfahren:

1. Welche Ämter oder Projektgruppen sind beteiligt? Mit welchem Ergebnis?
Amt für Zentrale Dienste - zustimmend 
Stabsstelle Stadtentwicklung und Welterbe - zustimmend
Amt für Presse, Tourismus und Bürgerservice - zustimmend 
Stadtgeschichtliches Museum - Stellungnahme mit Hinweisen
Sanierungsträger DSK - zustimmend

2. Finanzielle Auswirkungen
2.1 unmittelbar   €   3.600.000,00 (aus „Investitionsprogramm nationale UNESCO-

Welterbestätten 2010“)   
2.2 entfällt
2.3 entfällt

3. Die Maßnahme ist: c) freiwillig

4. Beraten im: Sanierungsausschuss am: 10.03.2011
 Ergebnis:       befürwortet

Niederschrift - Nr.:        17/2009-2014
Punkt 4  der Tagesordnung

 

Bauausschuss am:  14.03.2011



Ergebnis:    
Niederschrift - Nr.:  
Punkt   der Tagesordnung

5. Die Entscheidung trifft: Die Bürgerschaft 

6. Ergebnis:

Thomas Beyer
Bürgermeister



Anlage 1

Begründung:

Die Hansestadt Wismar hatte sich auf Grundlage des Beschlusses der Bürgerschaft Drucksache 
0156-09/10 vom 25.02.2010 mit einem Antrag auf Förderung von 6 Objekten / Maßnahmen für 
das „Investitionsprogramm nationale UNESCO-Welterbestätten 2010 beworben. Nach Prüfung 
der Anträge durch die vom Bundesminister Dr. Ramsauer eingesetzte interdisziplinäre 
Expertenkommission wurde von den 6 eingereichten Projekten der Hansestadt Wismar das 
alleinige Projekt „Sanierung und Umnutzung der Bürgerhäuser Lübsche Straße 23 – ehemalige 
Kaufmannskompanie“ zur Förderung empfohlen. 

Für das Grundstück Lübsche Straße 23 wurde daraufhin fristgerecht der Antrag auf Zuwendung 
für die Projektförderung innerhalb des „Investitionsprogramm nationale UNESCO-
Welterbestätten 2010“ gestellt. Mit dem Zuwendungsbescheid vom 13.12.2010 wurde dem 
Antrag entsprochen, der Höchstbetrag der Bundesfinanzhilfen beträgt 3.420.000,00 € (95 % der 
zuwendungsfähigen Ausgaben). Der Umfang der zuwendungsfähigen Ausgaben beträgt 
3.600.000,00  (incl. kommunaler Eigenanteil der Hansestadt Wismar in Höhe von 180.000,00 € 
(5 % der zuwendungsfähigen Ausgaben)). Der Zeitraum der Förderung erstreckt auf die Jahre 
2010 bis 2014. 

Der Zeit- und Maßnahmeplan innerhalb des Projektablaufes sah eine Aktualisierung der 
bisherigen Vorplanung und die Erarbeitung von Varianten einschließlich des damit verbundenen 
Nutzungskonzeptes vor. Im Ergebnis wurden folgende Varianten untersucht. 

Variante 1 – Denkmalhaus Welterbestätte + Wohnen und Gewerbe (Anlage 2)
Nutzung KG: HA, Lager, Technik 

   EG: östliches Giebelhaus - UNESCO-Büro, Ausstellung, Shop
         Kemladen – Werkstatt / Restaurator (saisonbedingte Nutzung)
         westliches Giebelhaus – separater Hauszugang mit Treppenhaus; Praxis / Kanzlei  

          1. OG: östliches Giebelhaus - Ausstellung / Tapetensaal / Gästezimmer
         Kemladen – Werkstatt / Restaurator (saisonbedingte Nutzung)

             westliches Giebelhaus – Wohnung  
   DG: östliches Giebelhaus - Gästezimmer

       westliches Giebelhaus – Wohnung (Ergänzung zu 1.OG) 
Kostenschätzung nach DIN 276 (Kostengruppen 100-700): 3.440.000,00 € 

Variante 1.2 – UNESCO-Welterbehaus und Vereinshaus (Anlage 3)
Nutzung KG: HA, Lager, Technik, Weinkeller

   EG: östliches Giebelhaus - UNESCO-Welterbe-Besucherzentrum
         Kemladen – UNESCO-Welterbe-Besucherzentrum (saisonbedingte Nutzung)
         westliches Giebelhaus – separater Hauszugang mit Treppenhaus; Gaststätte  

          1. OG: östliches Giebelhaus - UNESCO-Welterbe-Besucherzentrum / Tapetensaal / Büro
         Kemladen – UNESCO-Welterbe-Besucherzentrum (saisonbedingte Nutzung)

                   westliches Giebelhaus – Vereinsräume  
   DG: östliches Giebelhaus - Gästezimmer

       westliches Giebelhaus – Technik 
Kostenschätzung nach DIN 276 (Kostengruppen 100-700): 3.373.000,00 € 



- 2-

Variante 2 – Vereinshaus (Anlage 4)
Nutzung KG: HA, Lager, Technik, Weinkeller

   EG: östliches Giebelhaus – Vereinsräume, Lesecafe, Verkauf / zusätzlicher Gastraum
         Kemladen – Vereinscafe (saisonbedingte Nutzung)
         westliches Giebelhaus – ohne separatem Hauszugang; Gaststätte  
1. OG: östliches Giebelhaus - Vereinsräume / Tapetenzimmer
         Kemladen – Werkstatt / Atelier (saisonbedingte Nutzung)

          westliches Giebelhaus – Vereinsräume; Büro / Archiv  
   DG: östliches Giebelhaus - Gästezimmer

       westliches Giebelhaus – Technik 
Kostenschätzung nach DIN 276 (Kostengruppen 100-700): 3.310.000,00 € 

Die jeweiligen Vor- und Nachteile werden in den einzelnen Varianten (Anlagen 2-4) erläutert. 

In Auswertung der möglichen Vor- bzw. Nachteile der vorliegenden Varianten wird eine 
Vorzugsvariante aus den Nutzungsvorschlägen der Varianten 1 und 1.2 vorgeschlagen. Die 
Vorzugsvariante stellt sich in der Nutzung wie folgt dar: 
Vorzugsvariante – UNESCO-Welterbe-Besucherzentrum + Wohnen und Gewerbe (Anlage 5) 
Nutzung KG: HA, Lagerflächen

   EG: östliches Giebelhaus - UNESCO-Welterbe-Besucherzentrum
         Kemladen – UNESCO-Welterbe-Besucherzentrum (saisonbedingte Nutzung)
         westliches Giebelhaus – separater Hauszugang mit Treppenhaus; Büro  

          1. OG: östliches Giebelhaus - UNESCO-Welterbe-Besucherzentrum / Tapetenzimmer
         Kemladen – UNESCO-Welterbe-Besucherzentrum (saisonbedingte Nutzung)

          westliches Giebelhaus – Wohnnutzung  
   DG: östliches Giebelhaus - Gästezimmer

       westliches Giebelhaus – Technik 
Kostenschätzung nach DIN 276 (Kostengruppen 100-700): 3.400.000,00 € 

Zusammenfassend wird die Vorzugsvariante wie folgt begründet: 

Die Lübsche Strasse 23 stellt ein aus kulturhistorischen, baudenkmalpflegerischen und 
künstlerischen Gründen herausragendes Gebäudeensemble innerhalb des Wismarer UNESCO-
Welterbes dar. 

Es besteht aus zwei Giebelhäusern mit einem gemeinsamen Zugang an der Lübschen Straße und 
einem rückwärtigen Kemladen, der an das westliche Giebelhaus anschließt. Das westliche 
zweigeschossige, dreiachsige verputzte Giebelhaus wurde in der zweiten Hälfte des 19. 
Jahrhunderts in neogotischer Formensprache mit neogotischem Treppengiebel über dem kräftig 
abgestuften Hauptgesims überformt. Die Putzfassade weist eine – ehemals durch einen Balkon 
bekrönte - zweigeschossige Utlucht auf. Der hofseitige Giebel ist in sichtbarem Fachwerk 
ausgeführt. Die Fassade des über einem mittelalterlichen Feldsteinsockel in Ziegelbauweise 
errichteten Kemladens ist mit reich beschnitztem Fachwerk des 16. Jahrhunderts gestaltet. Von 
der ursprünglichen historischen Ausstattung, welche die Nutzungsgeschichte des Hauses in 
eindrucksvoller Weise darstellt, sind u.a. die barocke Wendeltreppe und ein – zum Schutz 
zwischenzeitlich ausgelagerter - französischer Tapetenzyklus der Pariser Manufaktur Dufour von 
1823 mit Darstellungen des mythologischen Themas „Telemach auf der Insel Calypso“ erhalten. 
Der Erhalt und 
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die zukünftige Präsentation dieser Tapeten im Objekt ist aufgrund ihres Seltenheitswertes für die 
Entwicklung bürgerlichen Wohnens in Wismar und im Ostseeraum von besonderer Bedeutung. 
Während der Sicherungsarbeiten vor 6 Jahren wurden aufwändige florale barocke 
Wandmalereien und weitere Details reicher klassizistischer Ausstattung entdeckt. Spektakulär 
sind mittelalterliche Gewölbeansätze im Erdgeschoss, die auf eine gewölbte Halle in diesem 
Bürgerhaus verweisen.

Auch stadtgeschichtlich ist das Objekt aufgrund der hier nachweisbar wohnhaften Familie 
Lembcke, die im 19. Jahrhundert zahlreiche Bürgermeister stellte, von besonderem Interesse. Im 
Jahr 1924 wurden die Grundstücke aus dem Nachlass des Justizrat Lembcke für die in 
hansestädtischer Tradition wiederbelebte „Kaufmanns-Compagnie“ zu Wismar zur Nutzung als 
„Gildehaus“ erworben.

Mit der Vorzugsvariante wird daher ein Nutzungskonzept vorgeschlagen, welches das 
Gebäudeensemble, insbesondere das östliche Giebelhaus und den angrenzenden Kemladen, 
wieder für eine breite Öffentlichkeit zugänglich macht. 

Die in den Varianten 1 und 1.2 dargestellte Funktionstrennung beider Giebelhäuser und die 
Reaktivierung des historisch belegten Eingangs im westlichen Giebelhaus schafft die 
Möglichkeit, die vorhandene bauliche Struktur in mehrere Nutzungseinheiten zu gliedern, die auf 
Grund der flexiblen Erschließung einen unabhängigen Betrieb erlauben.

Für die Nutzung des östlich gelegenen Giebelhauses mit Kemladen wird ein in Wismar noch 
nicht vorhandenes UNESCO-Welterbe-Besucherzentrum vorgeschlagen, welches dem Beispiel 
der Hansestadt Stralsund folgen soll, die ein vergleichbares Besucherzentrum im Sommer 2011 
eröffnen wird. Ziel des UNESCO-Welterbe-Besucherzentrums für Wismar ist, einer breiten 
Öffentlichkeit das kulturelle Erbe nahe zu bringen und sie über die Wismarer Welterbestätte als 
Teil der gemeinsamen Welterbestätte mit Stralsund zu informieren. Die erforderlichen Umbauten 
können auf ein Minimum beschränkt werden und die Synergie aus historischem Gebäude und 
Ausstellung zum Thema schafft sehr gute Voraussetzung zur optimalen Umsetzung der 
Nutzungsvorstellungen. Um den Kemladen in seiner inneren und äußeren Gestalt zu erhalten, 
wird auf Grund des dünnwandigen Fachwerk-Außenmauerwerks und den zahlreichen Befunde 
auf den Innenwandflächen nur eine saisonale Nutzung vorgeschlagen. Um eine barrierefreie 
Nutzung zu ermöglichen, ist hofseitig die Einordnung eines Aufzuges vorgesehen, der über die 
Zuwegung des Nachbargrundstücks Beguinenstraße 2 erreicht werden kann.

Das westlich gelegene Giebelhaus bietet durch die Trennung und den wiedergeschaffenen 
hauseigenen Zugang die Möglichkeit, unabhängige Nutzungseinheiten im Erd- sowie im 1. 
Obergeschoss einzuordnen. Um auch hier Öffentlichkeit zu ermöglichen, historische Nutzungen 
zu reaktivieren und dabei die Wirtschaftlichkeit nicht außer Betracht zu lassen, wird im 
Erdgeschoss eine Büronutzung vorgeschlagen. In Hinblick auf die Nutzungsmischung ist im 
verbleibenden 1. Obergeschoss die Einordnung einer Wohnung geplant.

Die Nutzung des angrenzenden, durch Baumbestand geprägten Gartenbereichs steht im Einklang 
sowohl mit der angedachten öffentlichen als den privaten Nutzungen. 

Ein über den Bestand hinausgehender Ausbau der Dachgeschosse ist nicht vorgesehen, da der 
Eingriff aus denkmalpflegerischer Sicht nicht befürwortet wird und vom finanziellen Aufwand
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her die eng kalkulierten Finanzhilfen übersteigt. 

Eine überwiegend öffentliche Nutzung bzw. öffentliche Zugänglichkeit entspricht der 
historischen Bedeutung des Standortes und erscheint auch unter dem Aspekt der besonderen 
öffentlichen Förderung von 95% angemessen. 

Sofern dem Nutzungsvorschlag der Vorzugsvariante zugestimmt wird, muss das Konzept 
UNESCO-Welterbe-Besucherzentrum inhaltlich untersetzt und mit den Beteiligten abgestimmt 
werden. Die im Beschluss festzulegende künftige Nutzung bildet des weiteren die inhaltliche 
Grundlage für die zu erarbeitende Entwurfsplanung (Leistungsphase 3) für weiteren Vorbereitung 
der Modernisierung und Instandsetzung des Gebäudeensembles Lübsche Straße 23. 
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Öffentlich 27.02.2014 Bürgerschaft der Hansestadt Wismar Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Das Sportgebäude der SV Schiffahrt und Hafen Wismar 61 e.V. am Kagenmarkt ist 
zu erhalten. Dem Verein wird gestattet, mit Eigenleistungen, Sponsoren, den Eltern 
der Kinder das Gebäude in einen ordnungsgemäßen Zustand zu überführen.
Dazu ist es notwendig, einen neuen Pachtvertrag abzuschließen.

Begründung:
Bei einem Termin vor Ort, an dem sich fast alle Fraktionen beteiligten, wurden 
Anforderungen an den Sportverein formuliert, die weites gehend erfüllt wurden. 
Damit ist ein Neubeginn möglich ohne weiterhin Fehlentwicklungen in der 
Vergangenheit zu diskutieren.
Im Mittelpunkt sollte das Wohl der etwa 50 Kinder stehen und das ehrenamtliche 
Engagement der Trainer, Betreuer und Eltern, sowie der Sponsoren stehen.
Es ist darüber nachzudenken, inwiefern die Stadt finanziell über den Haushalt 2014 
helfen kann.

Anlage/n:
- keine

Michael Werner, FÜR-WISMAR-Fraktion
Christa Hagemann, Fraktion DIE LINKE.
René Domke, FDP-Fraktion
Dr. Andreas Eigendorf, Bürgerfraktion
Angelika Jörss, Bürgerschaftsmitglied

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)
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